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„Als wir vor ziemlich genau anderthalb Jahren den TV Autobahn abgeschlossen haben, 
haben wir den Kolleginnen und Kollegen ‚Verlässlichkeit, Schutz und viel Perspektive!‘ 
versprochen“, erinnert dbb Tarifchef Volker Geyer zu Beginn eines Gesprächs mit Gun-
ther Adler, Geschäftsführer Personal bei der Autobahn GmbH sowie mit VDStra.-Chef 
Hermann-Josef Siebigteroth. Geyer weiter: „Mit dem TV Autobahn haben wir das Ver-
sprechen damals eingelöst.“ Aber dieser Tarifvertrag muss jetzt vor Ort konkret gelebt 
und angewandt werden. Siebigteroth ergänzt: „Genau darüber wachen wir und unsere 
Betriebsräte vor Ort mit viel Einsatz.“ Und weil hier der Teufel oftmals im Detail steckt, 
trafen sich Geyer und Siebigteroth am 31. März mit Adler zu einem Fachgespräch zu ak-
tuellen Problemen und notwendigen Lösungen. Über diese Themen wurde gesprochen:

Zulage Gefahrenraum Autobahn
Aus sechzehn unterschiedlichen Bundesländern stammen die über 10.000 Beschäftigten, die jetzt in 
zehn Niederlassungen arbeiten. Aus dem Zusammenwachsen dieser unterschiedlichen Traditionen 
und Tarifrechte stammen viele der aktuellen Probleme. Besonders deutlich wird das beim Thema „Zu-
lage Gefahrenraum Autobahn“: Der Arbeitgeber hat die Notwendig-
keit erkannt, dass die an sich eindeutige Regelung einheitlich in der ge-
samten Autobahn GmbH angewandt werden muss. Dazu wird er eine 
klarstellende Anweisung herausgeben, die er mit dem Übergangsbe-
triebsrat abstimmen wird. Dadurch wird in Zukunft sichergestellt, dass 
bundesweit das gleiche Recht und die gleiche De� nition gilt und an-
gewandt wird.

Einheitliche Eingruppierung
Ähnlich verhält es sich bei der Eingruppierung. Noch ist nicht erreicht, 
dass die gleiche Tätigkeit und der gleiche Titel bundesweit auch zur 
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Fachgespräch des dbb mit dem Arbeitgeber  

Probleme benennen 
und lösen!

v.l.n.r. Volker Geyer, dbb Fachvorstand Tarifpolitik, Gunther Adler, Geschäftsführer Personal Autobahn GmbH, Hermann-Josef Siebigteroth, 
VDStra.-Bundesvorsitzender
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Der dbb, der VDStra., die komba, die BTB-GIS und die DVG helfen

gleichen Eingruppierung führen. Aus Sicht des dbb ist 
eine einheitliche Arbeitsplatzbeschreibung bzw. Tätig-
keitsdarstellung für jeden einzelnen Arbeitsplatz unab-
dingbar, um Unzufriedenheit bei den Beschäftigten zu 
verhindern. Der Arbeitgeber sagte zu, beim nächsten 
Gespräch einen konkreten Fahrplan für diese Verein-
heitlichung zu präsentieren.

Urlaubsregelungen
Die erste Bewährungsprobe hat die neue Autobahn 
GmbH in diesem Winter gut bewältigt. Das funktio-
nierte auch, weil die Kolleginnen und Kollegen ihre be-
rechtigten Urlaubswünsche zurückgestellt haben. Der 
dbb erinnerte den Arbeitgeber daran, dass der „erfolg-
reiche Betriebsstart“, von dem die Autobahn GmbH 
auf ihrer Homepage schwärmt, vor allem den Be-
schäftigten zu verdanken ist. Diese hatten zahlreiche 
Probleme mit großem Engagement kompensiert und 
dafür gesorgt, dass die Verkehrsteilnehmer von den 
Problemen des Übergangs nichts mitbekamen. Aus 
Sicht des dbb ist es folglich unerlässlich, dass sich der 
Arbeitgeber jetzt zeitnah mit dem Übergangsbetriebs-
rat berät, wie die aktuell geltenden Regelungen zur 

Übertragung von Urlaub auch für die nächsten Jahre sinnvoll und zur Zufriedenheit aller angewandt 
werden müssen.

Kommunikation
Beide Seiten waren sich einig, dass schnelle und o� ene Kommuni-
kation unerlässlich ist, um dauerhaft erfolgreich zu sein und das Ge-
meinschaftsgefühl wachsen zu lassen. In diesem Sinne wurden noch 
weitere Themen angesprochen, die wir bei einem nächsten Gespräch-
stermin im Mai konkretisieren wollen.

Am Ende des intensiven Meinungsaustauschs zwischen Geyer, Siebi-
gteroth und Adler standen konkrete Lösungen. Geyer, Siebigteroth und 
Adler stimmten darin überein, dass es wichtig ist, regelmäßig im Aus-
tausch zu bleiben und konkrete Probleme gemeinsam zu benennen 
und gemeinsam zu lösen.

Als Gewerkschaftsmitglied des VDStra. – Fachgewerkschaft der Straßen- und Verkehrsbeschäftigten 
(VDStra.), der komba gewerkschaft, der BTB-GIS – Gewerkschaft Infrastruktur Straße oder der DVG – 
Deutsche-Verwaltungs-Gewerkschaft unter dem Dach des dbb stehen Dir eine Vielzahl von gewerk-
schaftlichen Leistungen zu. Der dbb führt Tarifverhandlungen mit Bund, Ländern und Kommunen sowie 
natürlich auch mit der Autobahn GmbH und ist als gewerkschaftliche Spitzenorganisation direkter An-
sprechpartner der Politik. Wir sind bundesweit gut vernetzt. Bei uns � ndest Du Ansprechpartner ohne 
bürokratische Umwege. 

Als Gewerkschaftsmitglied unter dem Dach des dbb genießt Du kostenlosen Rechtsschutz für alles, 
was im Zusammenhang mit der beru� ichen Tätigkeit steht. Nähe zu den Mitgliedern ist die Stärke des 
VDStra., der komba gewerkschaft, der BTB-GIS und der DVG. Wir informieren schnell und vor Ort über 
www.vdstra.de, www.komba.de, www.btb-online.org, www.dvgbund.de und www.dbb.de, durch 
Publikationen und durch soziale Netzwerke.
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„Was wir heute in Berlin abgeschlossen haben, kann sich sehen las-
sen. Die tarifvertraglichen Regelungen bieten den Beschäftigten 
hohe Verlässlichkeit, Schutz und reichlich Perspektive. Der heute ge-
einte Tarifvertrag lässt sich in aller Kürze mit TVöD Plus umschrei-
ben“, fasste dbb Verhandlungsführer Volker Geyer das Ergebnis 
in aller Kürze zusammen, nachdem sich dbb und Arbeitgeber am 
30. September 2019 in Berlin auf die letzten Details des neuen Tarif-
werks geeinigt hatten.

Nach mehr als einjähriger Verhandlungszeit haben die Tarifpartner ein Tarifwerk vorgelegt, mit 
dem die Beschäftigten, die nun vor der Wahl stehen, zur neuen Autobahn GmbH zu wechseln, 
eine verlässliche Grundlage haben, ihre Entscheidung zu treffen. Geyer konkret: „Der Besitz-
stand wird gewahrt, die Tabelle ist auf TVöD-Niveau und die Eingruppierungsregelungen sind 
verbessert und durchlässiger gestaltet worden. Auch ist es uns gelungen, für die Beschäftigten 

der Autobahn GmbH 
ein volles 13. Monats-
gehalt und weitrei-
chenden Schutz bei 
Berufsunfähigkeit zu 
erstreiten, um nur 
zwei wesentliche Ver-
besserungen zu nen-
nen. Heute haben wir 
das Ganze mit guten 
Überleitungsregelun-
gen abgerundet.“
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Abschluss bei der Autobahn GmbH

Zufrieden mit dem Tarifabschluss: Gunther Adler, Geschäftsführer Personal der Autobahn GmbH, Volker Geyer, dbb Verhandlungsführer, 
Wolfgang Pieper, ver.di Verhandlungsführer, Stephan Krenz, Vorsitzender der Geschäftsführung der Autobahn GmbH
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Nach langer Hängepartie sind die längst überfäl-
ligen Tarifverhandlungen zur Bundesfernstraßen-
reform zwischen Gewerkschaften und Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI) am 19. Juli 2018 in Berlin gestartet. Beim 
Auftakt der Tarifverhandlungen im BMVI machten 
Volker Geyer, Hermann-Josef Siebigteroth und An-
dreas Hemsing aus der BTK-Geschäftsführung deut-
lich, dass man eine echte Beteiligung der Beschäf-
tigten, ihrer Gewerkschaften und der Betriebs- bzw. 
Personalräte erwarte. Dem Gespräch vorausgegangen war ein Spitzentre� en 
am 13. Juli 2018 mit Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer in Berlin.
dbb Vize und Tarifvorstand Volker Geyer zeigte sich nach der ersten Runde „vorsichtig optimistisch“. 
„Wir durften feststellen, dass sich die vom Bundesverkehrsministerium vertretene Arbeitgeberseite 
nun endlich konkret der Lösung der vielfältigen und komplexen Probleme beim Übergang der Auto-
bahnverwaltung von den Ländern auf den Bund widmen möchte“, fasste Geyer den Auftakt der Tarif-
verhandlungen zusammen.

Zeit- und Themenplan verabredet
In der Runde, in der BMVI-Staatssekretär Dr. Gerhard Schulz die Verhandlungen für den Bund führte, 
wurde ein detaillierter Zeit- und Themenplan für die weiteren Verhandlungsrunden verabredet. Zudem 
wurde ein erster Tarifvertrag zur Absicherung der Beschäftigten bei Erklärung der Wechselbereitschaft 
unterzeichnet, „der sicherstellt, dass die Kolleginnen und Kollegen, die sich für einen Wechsel von ihrem 
jeweiligen Landesarbeitgeber zum Bund aussprechen wollen, in keinem Fall ihr gesetzlich verankertes 

Widerspruchsrecht gegen 
diese Erklärung verlieren“, 
erläuterte Geyer, „das ist 
eine erste wichtige vertrau-
ensbildende Maßnahme, 
um Ruhe in die verunsicher-
ten Belegschaften und Sach-
lichkeit in die weiteren Dis-
kussionen zu bringen.“ Geyer 
weiter: „Wir müssen nun 16 
einzelne Landesregelungen 
mit denen des Bundes unter 
einen Hut bringen und Ent-
gelte, Rahmenbedingungen 
wie Arbeitszeit und Zu-
schläge sowie betriebliche 
Zuordnungen regeln.“
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Bundesfernstraßenreform: Tarifverhandlungen gestartet

Erste Regelung zur 
Absicherung der Beschäftigten

Hermann-Josef Siebigteroth, Andreas Hemsing und Volker Geyer, rechts, im Gespräch mit 
BMVI-Staatssekretär Dr. Gerhard Schulz, zweiter von links
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Die Geschäftsführung der dbb Bundestarifkommis-
sion (BTK) hat unter Führung von Volker Geyer, Fach-
vorstand Tarifpolitik, am 16. März 2018 im dbb forum 
Berlin mit Vertretern der Bundesministerien des In-
nern, für Verkehr sowie für Finanzen die Grundlage 
für zeitnahe Tarifverhandlungen für die Beschäf-
tigten des künftigen Fernstraßen-Bundesamts sowie 
der zu errichtenden bundeseigenen Infrastrukturge-
sellschaft Autobahnen geschaffen. Zentrale Themen 
waren unter anderem die Eingruppierung der Beschäf-
tigten, die im Rahmen des Fernstraßen-Überleitungs-
gesetzes von den Ländern zum Bund wechseln, Fragen der Personalüberleitung selbst 
sowie Themen aus den Bereichen Arbeitszeit- und Zuschlagsregelungen.

Forderungen
Für den dbb drängen Volker Geyer, Hermann-Josef Siebigteroth und Andreas Hemsing aus der BTK-
Geschäftsführung den Bund, zeitnahe Zusagen und Regelungen in gleich mehreren tarifvertrag-
lichen Zusammenhängen zu vereinbaren. Bedarf für neue Regelungen besteht insbesondere in 
der Eingruppierung, da es in der Entgeltordnung des Bundes zum TVöD an spezifischen Merkma-
len für die Berufsgruppen im Straßenbau und Straßenbetriebsdienst fehlt. Weitere Forderungen 
der Gewerkschaften beruhen auf organisatorischen Fragestellungen, wie zum Beispiel die Zeitab-
läufe bis zur Errichtung der bundeseigenen Infrastrukturgesellschaft Autobahnen und ihrer mög-
lichen Tochtergesellschaften oder Niederlassungen. Hierzu stellt der Gesetzgeber knapp bemes-
sene zeitliche Vorgaben auf. Es werden zwar umfassende Garantien der Interessen der bisherigen 
Landesbeschäftigten abgegeben, jedoch sind diese bislang lediglich in einer Leitlinie im Fernstra-
ßen-Überleitungsgesetz aufgeführt. Sie müssen deshalb zwingend durch die Tarifpartner ausge-
staltet werden.

Landesbeschäftigte: Wechselbereitschaft muss erklärt werden
Der dbb verlangt für die Tarifbeschäftigten im Straßenbau und Straßenbetriebsdienst der Länder, 
also insbesondere für die Bereiche Planung, Bau, Betrieb und Erhaltung von Bundesautobahnen, 
ein Höchstmaß an Schutz ihrer Interessen. Der Gesetzgeber sieht vor, dass die Länder bis späte-
stens zum 1. Januar 2019 die Bereitschaft dieser Beschäftigten zum Wechsel individuell erfragen 
und dem Bund außerdem einen Verwendungsvorschlag machen. Der dbb hat klargestellt, dass die 
Erklärung zur Wechselbereitschaft zum Anfang des kommenden Jahres keine Festlegung für den 
späteren Übergangszeitpunkt sein darf. Konkret fordern die Gewerkschaften den Abschluss eines 
Tarifvertrags mit dem Bund. Die Erklärung der Wechselbereitschaft vom Land auf den Bund darf in 
keinem Fall die Möglichkeit ausschließen, dem Übergang auf den Bund gemäß § 613a BGB zu wi-
dersprechen.
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Auftakt Tarifverhandlungen mit dem Bund

dbb drängt 
auf Tariflösungen
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Arbeitsgruppe zur Bundesfernstraßenreform hat 
am 7. August 2018 im Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur (BMVI) die Arbeit be-
gonnen. Der Bund sagte zu, als einen zentralen Bau-
stein für die anschließenden Tarifverhandlungen 
eine Arbeitsortgarantie mit sozialer Absicherung im 
Tarifvertrag zu verhandeln. Ein deutlicher Dissens 
bestand jedoch bei der Wahrung der paritätischen 
Mitbestimmung im Gesellschaftsvertrag.

Arbeitsgruppe bereitet Tarifverträge vor
Die Ständige Arbeitsgruppe soll die Tarifverhandlungen sowie die weiteren Übertragungsprozesse bei 
der Gründung der Infrastrukturgesellschaft sowie des Fernstraßenbundesamtes vorbereiten und Eck-
punkte für die anschließenden Tarifverträge bis Ende Oktober 2018 erarbeiten. Darüber hinaus sollen 
dort alle beamten- und mitbestimmungsrechtlichen Fragestellungen behandelt werden. Für den dbb 
nahmen an der ersten Sitzung im BMVI der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende und Fachvorstand 
Tarifpolitik, Volker Geyer, Andreas Hemsing, Geschäftsführung dbb Bundestari� ommission (BTK) und 
Bundesvorsitzender komba gewerkschaft, Hermann-Josef Siebigteroth, Geschäftsführung BTK und 
Bundesvorsitzender VDStra., Jan-Georg Seidel, Bundesvorsitzender BTB, Frank Nichtitz, Landesvorsit-
zender VDStra. Nordrhein-Westfalen und Mitglied der BTK, sowie Roland Kristeleit, Landesvorsitzen-
der VDStra. Brandenburg und Mitglied der BTK, teil. 

Noch viel Kon� iktsto� 
„Ohne ein grundsätzliches Entgegenkommen der Arbeitgeberseite in den wichtigen Fragen wird eine 
tragbare Lösung der vielen und komplexen Einzelprobleme beim Übergang der Beschäftigten auf den 
Bund nicht möglich sein“, machte Volker Geyer gegenüber den Vertretern des Bundes unmissverständ-
lich klar. Dass die Gespräche noch viel Kon� iktsto�  bieten werden, zeigte sich bereits in der ersten AG-
Runde: Zwar konnte der dbb erreichen, dass im Hinblick auf das Standortkonzept die Verp� ichtung des 
Bundes eingehalten werden soll, eine Arbeitsortgarantie mit sozialverträglichen Kriterien zu verhan-
deln. Diese soll als ein entscheidender Eckpunkt für die anschließenden Tarifverhandlungen festge-

schrieben werden. 

Demgegenüber verlief die Diskus-
sion über den vom Bund vorgelegten 
Entwurf des Gesellschaftsvertrags 
zur Gründung der Infrastrukturge-
sellschaft denkbar kontrovers. Nach 
den Plänen der Arbeitgeberseite 
wäre die Arbeitnehmermitbestim-
mung im Aufsichtsrat von Anfang 
an ausgeschlossen. Zudem schreibt 
der Entwurf eine Zustimmung des 
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Tarifvertrag Bundesfernstraßenreform

Ständige Arbeitsgruppe 
entwickelt erste Eckpunkte

Die Kommissionen der Gewerkschaften, links, und der Arbeitgeberseite, rechts


